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P r o t o k o l l
 
über die Sitzung Rates am Donnerstag, 20.08.2026 , 18:05 Uhr, Feuerwehrzentrum 
Neustadt, Nienburger Straße 50 a, 31535 Neustadt a. Rbge.

 
Anwesend:

Ratsvorsitzender
Herr Wilhelm Wesemann  

Stv. Ratsvorsitzender
Herr Günter Hahn  

Bürgermeister
Herr Dominic Herbst  

Stv. Bürgermeister/in
Frau Hera-Johanna Nielsen  
Frau Christine Nothbaum  
Frau Heike Stünkel-Rabe  

Mitglieder
Herr Dr. Ulrich Baulain  
Herr Harald Baumann  
Frau Ute Bertram-Kühn  
Frau Gisela Brückner  
Frau Andrea Czernitzki  
Herr Herwig Dannenbrink  
Herr Frerk Grüßing  
Herr Peter Hake  
Herr Michael Homann  
Herr Hans-Dieter Jaehnke  
Herr Heinz-Günter Jaster  
Herr Dr. Godehard Kass Ab 18:17 Uhr
Herr Manfred Lindenmann  
Frau Silvia Luft  
Herr Hans-Peter Matthies  
Herr Willi Ostermann  
Herr Hubert Paschke  
Herr Edward-Philipp Pieper  
Herr Andreas Plötz  
Herr Stefan Porscha  
Herr Matthias Rabe  
Herr Heinz-Jürgen Richter  
Herr Kay Rudolf  
Frau Rebecca Schamber  
Herr Hergen-Herbert Scheve  
Frau Christina Schlicker  
Herr Philipp Schröder  
Frau Maria Sinnemann  
Frau Anja Sternbeck  
Herr Thomas Stolte  
Frau Monika Strecker  
Herr Volker vom Hofe  
Herr Arne Wotrubez
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Verwaltungsvorstand
Frau Maria Lindemann Fachbereichsleitung Finanzen und Bildung,

Erste Stadträtin
Frau Annette Plein Fachbereichsleitung Bürgerdienste

Verwaltungsangehörige/r
Frau Jasmin Ihrig Fachdienst Zentrale Dienste und Recht,

Protokoll
Herr Christoph Richert Fachdienst Zentrale Dienste und Recht

Zuhörer/innen
Zuhörer/innen 6 Zuhörer/innen, 2 Pressevertreter
 
 
Sitzungsbeginn: 18:05 Uhr
Sitzungsende: 19:41 Uhr
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 1. Feststellung  der ordnungsgemäßen  Ladung,  der
Beschlussfähigkeit und der Tagesordnung

 

 
Herr Wesemann eröffnet die Sitzung. Er stellt die ordnungsgemäße Ladung und die
Beschlussfähigkeit fest. 
 
 
 2. Genehmigung  des Protokolls  über den öffentlichen  Teil der

Sitzung am 02.07.2026
 

 
Der Rat der Stadt Neustadt a. Rbge. fasst einstimmig bei drei Enthaltungen folgenden
 
Beschluss:

Das Protokoll über den öffentlichen Teil der Sitzung am 02.07.2026 wird genehmigt.
 
 
 3. Berichte und Bekanntgaben  

 
1. Frau Luft berichtet darüber, dass die Region Hannover zwei Anteile der Bürger-

Energie-Genossenschaft gekauft habe.
 
Sie fragt an, was erforderlich sei, als Kommune solche Anteile zu erwerben.
 

2. Herr Jaster gibt bekannt, dass die Jugendfeuerwehr Nöpke den 2. Platz bei der
Landesmeisterschaft in Wolfsburg belegt habe.
 
Demnach seien sie für die deutsche Meisterschaft der Jugendfeuerwehren am
06.09.2026 in Hannover im Erica-Fisch-Stadion qualifiziert.

 
 
 4. Einwohnerfragestunde  gemäß § 62 Absatz  1 des

Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes
 

 
Es werden Fragen zum Tagesordnungspunkt 10 gestellt und beantwortet.
 
 
 5. Versetzung  des Prüfers  und Leiters  des

Rechnungsprüfungsamtes
2026/106

 
Der Rat der Stadt Neustadt a. Rbge. fasst einstimmig folgenden

Beschluss:  

Der Stadtoberamtsrat Thorsten Lempfer, Leiter und Prüfer des Rechnungsprüfungsamtes,
wird gem. § 15 Abs. 1, 3 BeamtStG i. V. m. § 28 Abs. 2 S. 1, 2, Abs. 5 NBG auf seinen Antrag
mit Wirkung vom 01.09.2026 zur Stadt Nienburg/Weser versetzt.
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 6. Satzung  der Freiwilligen  Feuerwehr  der Stadt  Neustadt  a. Rbge. 2026/044

 
1. Frau Lindemann gibt bekannt, dass in der Sitzung des Ausschusses für Umwelt, 

Stadtentwicklung, Feuerschutz und allg. Ordnungsangelegenheiten am 10.08.2026 
Hinweise zu redaktionellen Änderungen gegeben habe. 
 
Demnach wurde die Anlage in der Beschlussvorlage ausgetauscht.

 
2. Frau Lindemann erinnert daran, dass in der Sitzung des Verwaltungsausschusses am

17.08.2026 angemerkt wurde, dass unter § 11 Punkt 3 stehe, dass die Stadt ein 
Führungszeugnis anfordern könne.
 
Im Jugendbereich sei ein Führungszeugnis allerdings zwingend erforderlich.

 
Die Stellungnahme zu dieser Anmerkung wurde am 19.08.2026 per E-Mail vom
Ratsbüro an den Rat gesendet.

 
Der Rat der Stadt Neustadt a. Rbge. fasst einstimmig folgenden

Beschluss:

Der Rat beschließt die als Anlage 1  beigefügte
 
Satzung der Freiwilligen Feuerwehr der Stadt Neustadt a. Rbge..
 
 
 7. Ganztagsschulbetrieb  an der Grundschule  Stockhausenstraße

zum Schuljahr 2027/2028
2026/113

 
Der Rat der Stadt Neustadt a. Rbge. fasst einstimmig folgenden

Beschluss:

Der Rat der Stadt Neustadt am Rübenberge beschließt, die Grundschule Stockhausenstraße
zum Schuljahr 2027/28 in den Ganztagsbetrieb zu überführen. 
 
Der Bürgermeister wird beauftragt die Ausschreibung eines Kooperationspartners für den
Ganztagsbetrieb an der Grundschule Stockhausenstraße durchzuführen und die vertraglichen
Vereinbarungen einzugehen.
 
Die dafür notwendigen baulichen Maßnahmen sind zu planen und umzusetzen.
Entsprechende Haushaltsmittel werden in den Haushalt 2027 ff. aufgenommen.
 
Von der Schule ist eine schriftliche Erklärung und ein entsprechender Schulvorstandbeschuss
einzuholen.
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 8. Grundsatzbeschluss  zum Zustimmungsverfahren  § 36a BauGB
("BauTurbo ")

2026/032

 
Frau Plein verweist auf einen abweichenden Beschluss.
 
Abweichender Beschluss:

1. Der Rat der Stadt Neustadt a. Rbge. beschließt, die Zustimmung der Gemeinde 

gemäß § 36a BauGB für Vorhaben, die nach § 31 Abs. 3 bzw. § 34 Abs. 3b BauGB 

genehmigt werden können, auf die Verwaltung zu delegieren. 

Städtebaulich bedeutsame Vorhaben mit mehr als vier Wohneinheiten, die nach       §

246e BauGB eine Zustimmung benötigen, werden dem Rat der Stadt Neustadt zur 

Entscheidung vorgelegt (Beratungsfolge: örtlich zuständiger Ortsrat, USFO, VA, Rat). 

Die Zustimmung zu Vorhaben bis einschließlich vier Wohneinheiten liegt bei der 

Verwaltung.

 

2. Der Rat der Stadt Neustadt a. Rbge. beauftragt die Verwaltung mit dem Monitoring 

und einem regelmäßigen Bericht der nach § 36a BauGB eingehenden Anträge. 

 

3. Die Anwendung der Kriterien und Handlungsleitlinien ist spätestens zwei Jahre nach 

Beschlussfassung zu evaluieren.

 
Die SPD-Fraktion reicht drei Änderungsanträge ein die durch Herrn Baumann vorgetragen 
wurden.
 

1. Wir schlagen vor, dass nach Punkt 2 der Handlungsleitlinien folgender Satz stehen 
solle: 
 
Die nachbarlichen Interessen sind zu berücksichtigen. Um dies zu gewährleisten, ist 
durch den Vorhabenträger von den betroffenen Nachbarn die Zustimmung zu dem 
Vorhaben einzuholen und vor Antragsstellung der Verwaltung vorzulegen. Eine 
Befreiung von nachbarschützenden Festsetzungen eines Bebauungsplanes erfolgt 
nur mit Zustimmung der Nachbarn. Das förmliche Zustimmungsverfahren wird durch 
die Bauordnung durchgeführt.
 
Der Rat der Stadt Neustadt a. Rbge. lehnt diesen Antrag bei 14 Ja-Stimmen und 25 
Gegenstimmen mehrheitlich ab.
 

2. Der Änderungsantrag sieht vor, dass städtebauliche bedeutsame Vorhabenmit mehr 
als vier Wohneinheiten dem Rat zur Entscheidung vorgelegt werden sollen. Wir 
halten das im Sinne des Bau-Turbos nicht zielführend.
Gerade größere Bauvorhaben tragen wesentlich dazu bei, dem Mangel an 
Wohnraum zu begegnen.
 
Wir schlagen vor, den Stellenwert von vier auf sechs Wohneinheiten anzuheben.
 
Der Rat der Stadt Neustadt a. Rbge. lehnt diesen Antrag bei 16 Ja-Stimmen und 23 
Gegenstimmen mehrheitlich ab.
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3. Im Beschlussvorschlag zu Punkt 1 soll auf den Bürgermeister delegiert werden.
 
Der Rat der Stadt Neustadt a. Rbge. lehnt diesen Antrag bei 13 Ja-Stimmen und 26 
Gegenstimmen mehrheitlich ab.

 
Der Rat der Stadt Neustadt a. Rbge. fasst einstimmig folgenden

Beschluss:

1. Für die Zustimmung der Gemeinde nach §36a BauGB sind die „Grundsätze zum
Zustimmungsverfahren nach §36a BauGB der Stadt Neustadt a. Rbge.“ anzuwenden.
(Anlage 1 zur Beschlussvorlage Nr. 2026/032). 

 
2. Vorhaben, die keinen erheblichen Abweichungsumfang beinhalten, sind Geschäft der

laufenden Verwaltung und werden vom Bürgermeister entschieden.
Vorhaben die erheblich abweichen, werden zur Entscheidung dem
Verwaltungsausschuss vorgelegt.

 
3. Die Anwendung der Grundsätze ist zwei Jahre nach Beschlussfassung zu evaluieren.
 
 
 9. Bebauungsplan  Nr. 514 "EDEKA-Markt  Hagen",  Stadt  Neustadt

a. Rbge.; Stadtteil Hagen

- Beschluss zu den Stellungnahmen
- Satzungsbeschluss

2026/084

 
Der Rat der Stadt Neustadt a. Rbge. fasst einstimmig folgenden

Beschluss:

1. Den Stellungnahmen zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 514 "EDEKA-Markt
Hagen" und zum Vorhaben- und Erschließungsplan „Neubau von einem Edeka-Markt“,
Stadt Neustadt a. Rbge.; Stadtteil Hagen wird, wie in der Anlage 1 zur
Beschlussvorlage Nr. 2026/084 ausgeführt, stattgegeben beziehungsweise nicht
gefolgt. Die Anlage 1 zur Beschlussvorlage Nr. 2026/084 ist Bestandteil dieses
Beschlusses.

 
2. Der Bebauungsplan Nr. 514 "EDEKA-Markt Hagen", Stadt Neustadt a. Rbge.; Stadtteil

Hagen, wird gemäß § 10 Abs. 1 BauGB mit Vorhaben- und Erschließungsplan „Neubau
von einem Edeka-Markt“ als Satzung beschlossen (Anlage 2 zur Beschlussvorlage Nr.
2026/084). Die Begründung mit Umweltbericht hat in der Fassung der Anlage 3 zur
Beschlussvorlage Nr. 2026/084 an dieser Beschlussfassung teilgenommen.

 
3. Die in dieser Vorlage 2026/084 beschriebenen Regelungen im Durchführungsvertrag

für die Sicherstellung der Realisierung des Vorhaben- und Erschließungsplans werden
zur Kenntnis genommen.
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 10. Vorschlag  des Ortsrates  der Ortschaft  Mandelsloh : Prüfung  und
Vorbereitung  einer sicheren  Fuß- und Radverkehrsverbindung
im Ortsratsbereich  Mandelsloh  sowie Unterstützung  der
Radverkehrsverbindung im Neustädter Norden

2026/112

 
Der Rat der Stadt Neustadt a. Rbge. fasst einstimmig folgenden

Beschluss:

Der Rat der Stadt Neustadt a. Rbge. beschließt die Verweisung des Vorschlags zur Aufnahme
der Verhandlungen in die Beratungsfolge Ausschuss für Umwelt, Stadtentwicklung,
Feuerschutz und allg. Ordnungsangelegenheiten, Verwaltungsausschuss und Rat.
 
 
 11. Anfragen  

 
1. Herr Baumann reichte in der Ratssitzung vom 02.07.2026 einen 

Fragenkatalog zum Thema Hitzeschutzkonzept ein. 
Die Antworten sind der Anlage 2 zu entnehmen.
 

2. Frau Luft fragt an, ob es in der Kernstadt / Hachland bereits 
Lärmmessungen gebe.
 

Stellungnahme der Verwaltung:
 
Es werden im Rahmen der Lärmaktionsplanung alle 5 Jahre 
Lärmkartierungen (Straßenverkehrslärm Hauptverkehrsstraßen) 
durchgeführt. Aktuell laufen die Vorbereitungen für die nächste 
anstehende Lärmkartierung seitens des Landes Niedersachsen, 
GAA Hildesheim. 
Im Rahmen des Lärmaktionsplans 2024 wird aufgezeigt, dass im 
südlichen Bereich der B 442 zwischen Herzog-Erich-Allee und 
Knotenpunkt B 442 / K 333 durchgängig Werte zwischen 60 — 65 
dB(A) gem. LNight vorhanden sind, vereinzelt sind auch Werte bis 
zu 65 — 70 dB(A) gem. LN,ght erreicht. In diesem Bereich gibt es 
teilweise Mischnutzung (Wohnen, Einkauf, gewerbliche Nutzung), 
Wohnnutzung mit z.T. Geschosswohnungsbau.
 
Die Fortschreibung des Lärmaktionsplan erfolgt im Jahre 2029.

 
3. Herr Rudolf berichtete von einer Bürgerin die um die drei Wochen 

auf einen Termin zur Zulassung eines PKW´s warten sollte. Er 
möchte wissen, ob die aktuelle Situation im Bürgerservice sei.

 
Frau Plein teilt mit, dass das Personal mit den Vorbereitungen für
die Wahl zu tun habe und auch viele Bürgerinnen und Bürger von
Außerhalb kommen würden. Die Situation sei jedoch nicht kritisch.

 
4. Frau Schlicker berichtet über die geplante Photovoltaikanlage in 

Eilvese auf einer privilegierten Fläche.
 

Sie fragt an, weshalb die Anleger erst so spät informiert wurden und
weshalb der Ortsrat nicht frühzeitig informiert wurde.
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Sie bittet darum, dass Informationen in Zukunft frühzeitig an den
Ortsrat gelangen.

 
Frau Plein beantwortet die Anfragen.
Zudem versuche Sie den zeitlichen Ablauf dieses Verfahrens über
das nächste Protokoll darzustellen.
 
Stellungnahme der Verwaltung:
 
Im Hinblick auf die Freiflächen-PV-Anlage ist festzustellen, dass
grundsätzlich keine Daten, die im Rahmen eines
Baugenehmigungsverfahrens vorliegen, an Dritte gegeben werden.
Lediglich beteilgte Nachbarn sind in diese Verfahren eingebunden.
Das ist auch bei dem in Rede stehenden Verfahren der Fall.
Verwaltungsseitig ist, weil es sich um eine der ersten priviligierten
Anlagen handelt, ein größerer Nachbarkreis nach der Antragstellung
in 10/24 beteiligt worden. Die Bearbeitung des Verfahrens dauert
noch an.

 
5. Herr Hahn teilt mit, dass ein Bürger in Mandelsloh festgestellt habe,

dass die Ampel am Friedhof freitags gegen 22 Uhr ausgeschaltet 
und montags um 6 Uhr eingeschaltet werde. 
Demnach ist die Ampel das gesamte Wochenende ausgeschaltet.
 
Er fragt an, ob die Verwaltung an die Straßenmeisterei bzw. die
zuständige Stelle melden kann.

 
Frau Plein teilt mit, dass die Stadt Neustadt a. Rbge. nicht zuständig
sei, das Anliegen jedoch weitergeleitet werde.
 
Stellungnahme der Verwaltung:
 
Die Meldung über die Störung der Ampel wurde an die zuständige
Straßenmeisterei Berenbostel (NLStBV Hannover) weitergeleitet.
Die Straßenmeisterei wird die Anlage entsprechend überprüfen und
bei Bedarf reparieren lassen.

 
6. Herr Baumann teilt mit, dass in der Vorlage zum BauTurbo stehe, 

dass es in Neustadt keinen angespannten Wohnungsmarkt gebe.
 

Er fragt an, wie hierzu die Kennzahlen seien bzw. wie man zu diesem
Ergebnis komme.

 
Frau Plein teilt mit, dass die Region Hannover bereits an einem
Wohnungsmarkt-Monitoring arbeite. Eine aktuelle Aufstellung, ob
ein angespannter Wohnungsmarkt vorliege oder nicht, liege
demnächst vor.

 
7. Herr Lindenmann berichtet über den Zeitungsartikel zu „Kreuze 

ohne Haken“. Dieser war demnach nicht ganz glücklich formuliert.
Es solle eine neue Formulierung gefunden werden und der
Verwaltung zur Verfügung gestellt werden, damit zukünftig an
öffentlichen Plätzen die entsprechenden Schilder aufgestellt werden
können.
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8. Frau Czernitzki berichtet über ein asiatisches Hornissennest in 

Bordenau.
Demnach komme eine Person aus Nordrhein-Westfalen um dieses
zu entfernen.

 
Sie fragt an, ob die Bezuschussung für den Kauf eines solchen
Gerätes möglich sei.

 
Herr Wesemann teilt mit, dass die Region Hannover zuständig sei.

 
Herr Herbst begründet, dass die Region Hannover ein
entsprechendes Gerät anschaffen könne.

 
9. Herr Kass berichtet darüber, dass im Ausschuss für Schule, Kultur 

und Sport der Bedarf für die Beschaffung von neuer PC-Raum-
Hardware für die Schulen beschlossen wurde.

 
Er fragt an, ob neue PC´s wirklich notwendig seien.

 
Zudem bittet er zu prüfen, ob Mainboard Bundles eine alternative
einen.

 
Außerdem möchte er wissen, ob die alten PC´s gespendet werden
können z.B. an die Tafel oder ob man diese den Schülern zum
Basteln zur Verfügung stellen könne.

 
Herr Wesemann verweist ihn darauf, dass diese Fragen in den
Ausschuss für Finanzen und Digitalisierung gehören.

 
Herr Herbst teilt dies auch noch einmal mit.

 
10. Herr Wesemann berichtet über mehrere Wirtschaftswege die 

unzufrieden unterhalten wurden.
 

Er fragt an, ob geprüft werde, ob die Wirtschaftswege
ordnungsgemäß unterhalten wurden.

 
Außerdem möchte er wissen, unter welchen Voraussetzungen
davon ausgegangen werde, dass die Unterhaltung ausreichend sei.

 
 
Herr Wesemann schließt den öffentlichen Teil der Sitzung um 19:39 Uhr
 

 
 
 
 
Wilhelm Wesemann  Jasmin Ihrig
Ratsvorsitzender  Protokollführer/-in

 
 
Neustadt a. Rbge., 31.08.2026



SATZU NG
der Freiwilligen Feuerwehr der Stadt Neustadt a. Rbge.

Der Rat der Stadt Neustadt a. Rbge. hat in seiner Sitzung am 20.08.2026 folgende Satzung fur die

Freiwillige Feuerwehr der Stadt Neustadt a. Rbge beschlossen.

§ 1
Organisation und Aufgaben

(1) Die Freiwillige Feuerwehr ist eine Einrichtung der Stadt Neustadt a. Rbge.. Sie besteht aus den

zur Sicherstellung des örtlichen und überörtlichen Brandschutzes und der Hilfeleistung in den

Stadtteilen, Basse, Bordenau, Borstel, Buren, Dudensen, Eilvese, Empede, Esperke, Evensen,

Hagen, Helstorf, Laderholz, Lutter, Mandelsioh, Mardorf, Mariensee, Metel, Neustadt a. Rbge.,

Niedernstöcken, Nöpke, Otternhagen, Poggenhagen, Scharrel, Schneeren, Stöckendrebber,

Suttorf, Vesbeck, Welze und Wulfelade unterhaltenen Ortsfeuerwehren sowie den überörtlich

einsetzbaren Brandschutzeinrichtungen der Stadtfeuerwehr. Die Freiwilrige Feuerwehr erfüllt

die der Stadt Neustadt a. Rbge. nach dem NBrandSchG obliegenden Aufgaben, sowie im Rah-

men ihrer Möglichkeiten die Brandschutzerziehung und Brandschutzaufklärung nach § 25 Nie-

dersächsisches Gesetz über den Brandschutz und die Hilfeleistung der Feuerwehr (NBrand-

SchG).

(2) Die Ortsfeuerwehr Neustadt a. Rbge. ist als Schwerpunktfeuerwehr gemäß der Niedersächsi-

schen Feuerwehrverordnung (FWVO) eingerichtet.

(3) Die Ortsfeuerwehren Hagen, Mandelsloh, Mardorf und Otternhagen erfüllen die Aufgabe

von Stutzpunktfeuerwehren nach FwVO.

(4) Die Ortsfeuerwehren Basse, Bordenau, Borstel, Buren, Dudensen, Eilvese, Empede, Esperke,

Evensen, Heistorf, Laderholz, Lutter, Mariensee, Metel, Niedernstöcken, Nöpke, Poggenha-

gen, Scharrel, Schneeren, Stöckendrebber, Suttorf, Vesbeck, Weize und Wulfelade sind

Grundausstattungsfeuerwehren nach FwVO.

(5) Die Ortsfeuerwehren Bordenau, Neustadt a. Rbge. und Poggenhagen bilden den (geografi-

schen) Bezirk Süd, die Ortsfeuerwehren Basse, Empede, Mariensee, Metel, Otternhagen,

Scharrel und Suttorf bilden den Bezirk Süd/Ost, die Ortsfeuerwehren Esperke, Helstorf, Man-

delsloh, Niedernstöcken, Stöckendrebber, Vesbeck und Welze bilden den Bezirk Nord/0st,

die Ortsfeuerwehren Borstel, Buren, Dudensen, Evensen, Hagen, Laderholz, Lutter, Nöpke

und Wulfelade bilden den Bezirk Nord/West, die Ortsfeuerwehren Eilvese, Mardorf und

Schneeren bilden den Bezirk Süd/West. Es handelt sich nicht um Bereiche i.S.d. § 20 Abs. 2

NBrandSchG.

§ 2
Leitung der Freiwilligen Feuerwehr

(1) Die Freiwillige Feuerwehr der Stadt Neustadt a. Rbge. wird von der Stadtbrandmeisterin/dem

Stadtbrandmeister geleitet. Im Verhinderungsfalle erfolgt die Vertretung in alien Dienstange-

legenheiten durch eine/einen der drei von der Stadtbrandmeisterin/dem Stadtbrandmeister

zuvor bestimmten stellvertretenden Stadtbrandmeisterinnen/Stadtbrandmeister. Wurde im

Vorfeld keine Vertretung bestimmt, wird die Stadtbrandmeisterin/der Stadtbrandmeister von

der dienstältesten stellvertretenden Stadtbrandmeisterin/ dem dienstältesten



stellvertretenden Stadtbrandmeister vertreten. Sie sind im Dienst Vorgesetzte der Mitglieder
der Freiwilligen Feuerwehr.

(2) Bei der Erfüllung der Aufgaben ist die von der Stadt Neustadt a. Rbge. erlassene "Dienstan-
weisung für die Stadtbrandmeisterin/den Stadtbrandmeister der Freiwilligen Feuerwehr der
Stadt Neustadt a. Rbge." zu beachten.

§ 3
Leitung der Ortsfeuerwehr

(1) Die Ortsfeuerwehr wird von der Ortsbrandmeisterin/dem Ortsbrandmeister geleitet. Im Ver-
hinderungsfalle erfolgt die Vertretung in alien Dienstangelegenheiten durch die von der Orts-
brandmeisterin/dem Ortsbrandmeister zuvor bestimmte stellvertretende Ortsbrandmeiste-
rin/den zuvor bestimmten stellvertretenden Ortsbrandmeister. Sie sind im Dienst Vorge-
setzte der Mitglieder der Ortsfeuerwehr. In der Schwerpunktfeuerwehr wird die Ortsbrand-
meisterin/der Ortsbrandmeister durch zwei stellvertretende Ortsbrandmeisterinnen/Orts-
brandmeister vertreten. § 2 Abs. 1 gilt entsprechend.

(2) Bei der Erfüllung der Aufgaben ist die von der Stadt Neustadt a. Rbge. erlassene "Dienstan-
weisung für die Ortsbrandmeisterinnen/Ortsbrandmeister der Freiwilligen Feuerwehr der
Stadt Neustadt a. Rbge." zu beachten.

§ 4
Führungskräfte taktischer Feuerwehreinheiten

(1) Die Stadtbrandmeisterin/der Stadtbrandmeister bestellt aus den Angehörigen der Einsatzab-
teilungen nach Anhörung des Stadtkommandos die erforderlichen Führerinnen/Führer und
stellvertretende Führerinnen/Führer der überörtlich einsetzbaren Einheiten der Stadtfeuer-
wehr für die Dauer von drei Jahren.

(2) Die Ortsbrandmeisterin/der Ortsbrandmeister bestellt aus den Angehörigen der Einsatzabtei-
lung der Ortsfeuerwehr nach deren Anhörung die entsprechend der Wehrgliederung erfor-
derlichen Führerinnen/Führer und stellvertretende Führerinnen/Führer der taktischen Feuer-
wehreinheiten Zug, Gruppe, Staffel und Trupp für die Dauer von drei Jahren.

§ 5
Stadtkommando

(1) Das Stadtkommando unterstützt die Stadtbrandmeisterin/den Stadtbrandmeister. Dabei ob-
liegen dem Stadtkommando insbesondere folgende Aufgaben:
a) Vorbereitung der erforderlichen Maßnahmen zurn Einsatz der Freiwilligen Feuerwehr in-

nerhalb der Stadt und zur Leistung von Nachbarschaftshilfe,
b) Mitwirkung bei Feststellung des Bedarfs an Anlagen, Mitteln einschl. Sonderlöschmitteln

und Geräten und technischen Einrichtungen für die Brandbekämpfung und die Durchfüh-
rung von Hilfeleistungen,

c) Mitwirkung bei der Erstellung des Haushaltsvoranschlages der Stadt für den Bereich Frei-
willige Feuerwehr,

d) Mitwirkung bei der Aufstellung von örtlichen Alarm- und Einsatzplänen und Plänen für
die Löschwasserversorgung sowie deren laufende Ergänzung,

e) Mitwirkung bei der Ermittlung des Löschwasserbedarfs,



f) Überwachung der laufenden Schulung der Mitglieder der Freiwilligen Feuerwehr sowie
Beratung bei deren Entsendung zu Lehrgängen,

g) Mitwirkung bei der Planung und Durchführung von Übungen,
h) Überwachung der Durchsetzung der Unfallverhütungsvorschriften und sonstiger Sicher-

heitsbestimmungen,
i) Mitwirkung bei der Aufstellung einer Feuerwehrbedarfsplanung,
j) Mitwirkung bei der Erledigung von Aufgaben nach § 2 Abs. 4 Nr. 3 NBrandSchG

(2) Das Stadtkommando besteht aus
a) Der Stadtbrandmeisterin/dem Stadtbrandmeister als Leiterin/Leiter,
b) Den Stellvertretenden Stadtbrandmeisterinnen/Stellvertretern, den Ortsbrandmeisterin-

nen/Ortsbrandmeistern und der stadtjugendikinderfeuerwehrwartin/dem Stadtjugend-
/kinderfeuerwehrwart als Beisitzerin/Beisitzer kraft Amtes,

c) Der Schriftwartin/dem Schriftwart und der Stadtsicherheitsbeauftragten/dem Stadtsi-
cherheitsbeauftragten als bestellte Beisitzer.

(3) Die Beisitzer nach Abs. 2 Satz 1 Buchstabe c werden auf Vorschlag der in Satz 1 Buchstabe a
und b genannten Stadtkommandomitglieder von der Stadtbrandmeisterin/dem Stadtbrand-
meister aus den Angehörigen der Einsatzabteilung der Freiwilligen Feuerwehr für die Dauer
von drei Jahren bestellt. Die Trägerinnen/Träger anderer Funktionen können als beratende
Mitglieder ohne Stimmrecht für die Dauer von drei Jahren bzw. für die Dauer ihrer Amtszeit
in das Stadtkommando aufgenommen werden. Für das Bestellungsverfahren gilt Satz 1.

(4) Die Stadtbrandmeisterin/der Stadtbrandmeister kann weitere Mitglieder der Feuerwehr oder
sachkundige Personen zu Sitzungen des Stadtkommandos zuziehen. Diese haben beratende
Funktion.

(5) Die Stadtbrandmeisterin/der Stadtbrandmeister kann die Beisitzer nach Absatz 2 Satz 1
Buchst. c, bei Vorliegen eines wichtigen Grundes nach Anhörung des Stadtkommandos vor-
zeitig abberufen.

(6) Das Stadtkommando wird von der Stadtbrandmeisterin/dem Stadtbrandmeister bei Bedarf,
mindestens einmal im Jahr mit zweiwöchiger Ladungsfrist unter Angabe der Tagesordnung
einberufen. Die Ladungsfrist kann in dringenden Fällen angemessen verkürzt werden. Das
Stadtkommando ist einzuberufen, wenn die Stadt Neustadt a. Rbge. oder mehr als die Hälfte
der Stadtkommandomitglieder dieses unter Angabe des Grundes verlangen. Analog zu Satz 1
soil bei Bedarf, mindestens zweimal im Jahr zu Dienstbesprechungen der Ortsbrandmeiste-
rinnen/Ortsbrandmeister einberufen werden.

(7) Das Stadtkommando ist beschlussfähig, wenn nach ordnungsmäßiger Ladung mehr als die
Hälfte seiner Mitgliederinnen/Mitglieder anwesend sind.

(8) Beschlüsse des Stadtkommandos werden mit der Mehrheit der anwesenden Mitgliederin-
nen/Mitglieder gefasst. Stimmengleichheit gilt als Ablehnung. Es wird offen abgestimmt. Ab-
weichend davon wird, wenn ein Mitglied des Stadtkommandos es verlangt, schriftlich abge-
stimmt.

(9) Über jede Sitzung des Stadtkommandos ist ein Protokoll zu fertigen, das von der Stadtbrand-
meisterin/dem Stadtbrandmeister und einem weiteren Mitglied des Stadtkommandos
(Schriftwartin/Schriftwart) zu unterzeichnen ist. Eine Ausfertigung des Protokolls ist der Stadt
Neustadt a, Rbge. zuzuleiten.



§ 6
Ortskommando

(1) Das Ortskommando unterstützt die Ortsbrandmeisterin/den Ortsbrandmeister. Dem Orts-
kornmando obliegen auf der Ortsebene die in § 5 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe a), b), d), e), f), g),
h) und i) aufgefuhrten Aufgaben.

(2) Das Ortskommando entscheidet über die Aufnahme von Mitgliedern in die Feuerwehr, über
die Auf- bzw. Übernahme eines Mitgliedes in eine andere Abteilung der Ortsfeuerwehr sowie
über den Ausschluss eines Mitgliedes.

(3) Das Ortskommando besteht aus
a) Der Ortsbrandmeisterin/dem Ortsbrandmeister als Leiterin/Leiter,
b) Der Stellvertretenden Ortsbrandmeisterin/dem stellvertretenden Ortsbrandmeister kraft

Amtes,
c) den Zugführerinnen/Zugführern in der Schwerpunktfeuerwehr, den Gruppenführerin-

nen/Gruppenführern in den Stützpunkt- und Grundausstattungsfeuerwehren und der
Jugendfeuerwehrwartin/dem Jugendfeuerwehrwart als Beisitzer kraft Amtes, sowie der
Kinderfeuerwehrwartin/dem Kinderfeuerwehrwart als Beisitzer Kraft Amtes

d) der Schriftwartin/dem Schriftwart, der Gerätewartin/dem Gerätewart, der Sicherheitsbe-
auftragten/dem Sicherheitsbeauftragten und drei Beisitzern aus den Reihen der Einsatz-
abteilung als bestellte Beisitzerinnen/Beisitzer,

e) der Atemschutzgerätewartin/dem Atemschutzgerätewart

(4)

Die Beisitzer nach Satz 1 Buchstabe d werden von der Ortsbrandmeisterin/dem Ortsbrand-
meister aus den Angehörigen der Einsatzabteilung der Ortsfeuerwehr auf Vorschlag der Mit-
gliederversammlung für die Dauer von drei Jahren bestellt. Dieses gilt nicht für die Geräte-
wartin/den Gerätewart, wenn diese/dieser hauptamtlich beschäftigt ist. Die Trägerinnen/Trä-
ger anderer Funktionen können als weitere Beisitzerinnen/Beisitzer ohne Stimmrecht für die
Dauer von drei Jahren bzw. für die Dauer ihrer Amtszeit in das Ortskommando aufgenommen
werden. Für das Bestellungsverfahren gilt Satz 1. Die Ortsbrandmeisterin/der Ortsbrandmeis-
ter kann die Beisitzerinnen/Beisitzer nach Absatz 3, Satz 1, Buchst. d bei Vorliegen eines
wichtigen Grundes nach Anhörung der Mitgliederversammlung vorzeitig abberufen.

Das Ortskommando wird von der Ortsbrandmeisterin/dem Ortsbrandmeister bei Bedarf,
mindestens zweimal im Jahr mit zweiwöchiger Ladungsfrist unter Angabe der Tagesordnung
einberufen. Die Ladungsfrist kann in dringenden Fallen angemessen verkürzt werden. Das
Ortskommando ist einzuberufen, wenn die Stadtbrandmeisterin/der Stadtbrandmeister oder
mehr als die Hälfte der Ortskommandomitglieder dies unter Angabe des Grundes verlangen.
Die Stadtbrandmeisterin/der Stadtbrandmeister kann an alien Sitzungen des Ortskomman-
dos mit beratender Stimme teilnehmen. Für Beschlüsse des Ortskommandos gelten § 5 Abs.
7 und 8 entsprechend

(5) Über jede Sitzung des Ortskommandos ist ein Protokoll zu fertigen, das von der Ortsbrand-
meisterin/dem Ortsbrandmeister und einem der Ortskommandomitglieder (Schriftwar-
tin/Schriftwart) zu unterzeichnen ist. Eine Ausfertigung des Protokolls ist der Stadtbrand-
meisterin/dem Stadtbrandmeister sowie der Stadt Neustadt a. Rbge. zuzuleiten.

§ 7
Arbeitsgruppen

(1) Es können weitere themenbezogene Arbeitsgruppen eingerichtet werden.



(2) Die Zusammensetzung der Arbeitsgruppen wird durch das Stadtkommando bzw. Ortskom-
mando festgeiegt.

(3) Die Auflösung der Arbeitsgruppen erfolgt durch Beschluss des Stadtkommandos bzw. Orts-
kommandos

§ 8
Mitgliederversammlung

(1) Die Mitgliederversammlung beschließt über die Angelegenheiten der Ortsfeuerwehr, für die
nicht die Stadtbrandmeisterin/der Stadtbrandmeister, die Ortsbrandmeisterin/der Orts-
brandmeister, das Stadtkommando oder das Ortskommando im Rahmen dieser Satzung oder
anderer Vorschriften zuständig sind lnsbesondere obliegen ihr

a) die Entgegennahme des Jahresberichts (Tätigkeitsbericht),
b) die Entgegennahme des Berichts über die Dienstbeteiligung,
c) die Entscheidung über die Berufung von Ehrenmitgliedern.

(2) Die Mitgliederversammlung wird von der Ortsbrandmeisterin/dem Ortsbrandmeister bei Be-
darf, rnindestens einmal im Jahr einberufen. Sie ist einzuberufen, wenn die Stadt Neustadt a.
Rbge. oder ein Drittel der aktiven Mitglieder der Ortsfeuerwehr dies unter Angabe eines
Grundes verlangen. Ort und Zeit der Mitgliederversammlung sind mindestens zwei Wochen
vorher ortsüblich unter Mitteilung der Tagesordnung bekanntzugeben. An der Mitgliederver-
sammlung soli jede/jeder Angehörige der Einsatzabteilung der Ortsfeuerwehr teilnehmen.
Angehörige anderer Abteilungen können teilnehmen.

(3) Die Mitgliederversammlung wird von der Ortsbrandmeisterin/dem Ortsbrandmeister gelei-
tet; sie ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte der stimmberechtigten Mitglieder (Abs.
4) anwesend ist. Bei Beschlussunfähigkeit ist innerhalb von vier Wochen unter Einhaltung der
Ladungsfrist eine neue Mitgliederversammlung mit der gleichen Tagesordnung einzuberufen,
die unabhängig von der Zahl der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder beschlussfähig
ist. Auf die Beschlussfähigkeit der erneuten Mitgliederversammlung ist in der Einladung hin-
zuweisen

(4) Jede/jeder Angehörige der Einsatzabteilung hat eine Stimme, die nicht übertragen werden
kann (stimmberechtigtes Mitglied). Doppelmitglieder nach § 12 Abs. 2 NBrandSchG und An-
gehörige anderer Abteilungen haben beratende Stimme.

(5) Beschlüsse werden mit der Mehrheit der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder gefasst;
Stimmengleichheit gilt als Ablehnung. Es wird offen abgestimmt. Abweichend davon wird,
wenn ein stimmberechtigtes Mitglied es verlangt, eine schriftliche Abstimmung durchge-
führt.

(6) (her jede Mitgliederversammlung ist ein Protokoll zu fertigen, das von der Ortsbrandmeiste-
rin/dem Ortsbrandmeister und der Schriftwartin/dem Schriftwart zu unterzeichnen ist. Eine
Ausfertigung des Protokolls ist der Stadtbrandmeisterin/dem Stadtbrandmeister sowie der
Stadt Neustadt a. Rbge. zuzuleiten.



§ 9
Verfahren bei Vorschlägen

(1) Über Vorschläge zur Besetzung von Funktionen, deren Besetzung durch die Mitgliederver-
sammlung erfolgt, wird schriftlich abgestimmt.Ist nur ein Vorschlag gemacht, wird, wenn
niemand wiclerspricht, durch Zuruf abgestimmt. Vorgeschlagen ist, wer die Mehrheit der
Stimmen erhält.

(2) Wird eine Mehrheit nicht erreicht, so findet eine zweite Abstimmung statt, durch die das
Mitglied vorgeschlagen ist, für das die meisten Stimmen abgegeben worden sind. Bei Stim-
mengleichheit entscheidet das Los, das von der/dem jeweiligen Leiterin/Leiter des Verfah-
rens zu ziehen ist.

(3) Uber den dem Rat der Stadt Neustadt a. Rbge. nach § 20 Abs. 4 NBrandSchG abzugebenden
Vorschlag der in das Ehrenbeamtenverhältnis zu berufenden Stadtbrandmeisterinnen/Stadt-
brandmeister, Ortsbrandmeisterinnen/Ortsbrandmeister sowie der Stellvertreterinnen/Stell-
vertreter wird schriftlich, auf Antrag geheim abgestimmt. Wird bei mehr als zwei Bewerbe-
rinnen/Bewerbern im ersten Abstimmungsgang nicht die für den Vorschlag nach § 20 Abs. 5
NBrandSchG erforderliche Mehrheit erreicht, so ist eine Stichabstimmung zwischen den bei-
den Bewerberinnen/Bewerbern, auf die die meisten Stimmen entfallen sind, durchzuführen.
Wird die erforderliche Mehrheit wiederum nicht erreicht, können am gleichen Tage erneute
Abstimmungen durchgeführt werden.

(4) Erhält nach einem weiteren Wahltag keine Bewerberin/kein Bewerber die erforderliche
Mehrheit, hat die Freiwillige Feuerwehr ihr Vorschlagsrecht verwirkt. In diesem Fall entschei-
det die Hauptverwaltungsbeamtin/der Hauptverwaltungsbeamte über den Besetzungsvor-
schlag.

§ 10
Innere Organisation der Abteilungen

Die Ortsfeuerwehr kann neben der Einsatzabteilung die Abteilungen Kinderfeuerwehr, Jugendfeuer-
wehr, Altersabteilung, Musikabteilung, Fördernde Mitglieder und Ehrenabteilung einrichten.

§ 11
Angehörige der Einsatzabteilung

(1) Für den Einsatzdienst personlich und gesundheitlich geeignete Einwohnerinnen/Einwohner
der Stadt, die das 16 Lebensjahr, aber noch nicht das gesetzliche Höchstalter vollendet ha-
ben, können Angehörige der Einsatzabteilung der Freiwilligen Feuerwehr werden. Bei Min-
derjährigen ist die schriftliche Einwilligung der Erziehungsberechtigten erforderlich. Angehö-
riger der Einsatzabteilung der Freiwilligen Feuerwehr kann auch werden, wer der Einsatzab-
teilung der Freiwilligen Feuerwehr einer anderen Gemeinde angehört und regelmäßig für
Einsätze zur Verfügung steht (Doppelmitglied § 12 Abs. 2 NBrandSchG).

(2) Aufnahmegesuche sind schriftlich an die für den Wohnsitz zuständige Ortsfeuerwehr zu rich-
ten. Anträge von Doppelmitgliedern sind an die Ortsfeuerwehr zu richten, in deren Bereich
die regelmäßige Teilnahme an Einsätzen erfolgen soil.

(3) Die Stack darf ein Führungszeugnis und ein ärztliches Zeugnis über den Gesundheitszustand
der Bewerberinnen/Bewerber anfordern. Sie trägt die Kosten.



(4) Über die Aufnahme in die Einsatzabteilung entscheidet das Ortskommando (§ 6 Abs. 2). Die
Ortsbrandmeisterin/der Ortsbrandmeister hat die Stadt über die Stadtbrandmeisterin/den
Stadtbrandmeister vor der Bekanntgabe der Entscheidung über den Aufnahmeantrag zu un-
terrichten, soweit die Stadt darauf nicht generell verzichtet hat. Bei fehlender Eignung hat
die Stadt die Bewerberin/den Bewerber abzulehnen. Die Ablehnung ergeht als Bescheid.

(5) Nach erfolgreicher Ausbildung und einwandfreiem Verhalten im Dienst beschließt das Orts-
kommando über die Bewährung in der Probezeit (§ 7 Abs. 2 FwV0). Bei der endgültigen Auf-
nahme ist folgende schriftliche Erklärung abzugeben:

„Ich verspreche, die freiwillig übernommenen Pflichten als Mitglied der Freiwilligen
Feuerwehr pünktlich und gewissenhaft zu erfüllen und gute Kameradschaft zu halten."

(6) Die Zugehörigkeit zu einer Ortsfeuerwehr richtet sich bei Angehörigen der Einsatzabteilung
nach ihrem Wohnsitz. In Einzelfällen kann das Stadtkommando eine hiervon abweichende
Regelung treffen.

§ 12
Angehörige der Altersabteilung

(1) Angehörige der Einsatzabteilung sind in die Altersabteilung zu übernehmen, wenn sie das ge-
setzliche Höchstalter vollendet haben.

(2) Angehörige der Einsatzabteilung können auf ihren Antrag oder auf Beschluss des Ortskom-
mandos in die Altersabteilung übernommen werden, wenn sie den Dienst in der Einsatzabtei-
lung auf Dauer nicht mehr ausüben können.

(3) Angehorige der Altersabteilung dürfen bei dienstlichen Veranstaltungen Dienstkleidung tra-
gen.

(4) Angehörige der Altersabteilung können mit ihrem Einverständnis zu Diensten außerhalb des
Übungs- und Einsatzdienstes herangezogen werden.

§ 13
Angehörige der Kinder- und Jugendfeuerwehren

(1) Kinder- und Jugendfeuerwehren können in jeder Ortsfeuerwehr eingerichtet werden.

(2) Kinder aus dem Stadtgebiet können nach Vollendung des 6., aber noch nicht des 12. Lebens-
jahres Mitglied in der Kinderfeuerwehr werden, wenn die schriftliche Einwiliigung der Erzie-
hungsberechtigten vorliegt.

(3) Kinder und Jugendliche aus dem Stadtgebiet können nach Vollendung des 10. Lebensjahres,
aber noch nicht des 18. Lebensjahres Mitglied in der Jugendfeuerwehr werden, wenn die
schriftliche Einwilligung der Erziehungsberechtigten vorliegt.

(4) Über die Aufnahme in die Kinder- oder Jugendfeuerwehr entscheidet das Ortskommando auf
Vorschlag der Kinder- oder Jugendfeuerwehr.



(5) Die Kinderfeuerwehr und die Jugendfeuerwehr werden als selbständige Abteilungen geführt.
Die Arbeit in der Kinderfeuerwehr und der Jugendfeuerwehr wird an den Organisations-
grundsätze für die Kinder- und Jugendfeuerwehren der Freiwilligen Feuerwehr der Stadt
Neustadt a. Rbge. ausgerichtet.

(6) Die Mitgliedschaften bestehen in der Ortsfeuerwehr am Wohnort oder in einer Ortsfeuer-
wehr im geografischen Bereich des Wohnorts, wenn es am Wohnort keine Kapazitäten gibt.
Gibt es weder am Wohnort noch im geografischen Bereich des Wohnorts die Möglichkeit der
Aufnahme, kann eine beliebige Feuerwehr im Stadtgebiet gewählt werden, wenn diese freie
Kapazitäten hat.

§ 14
Angehörige der Musikabteilung

(1) Musikabteilungen können eingerichtet werden.

(2) Die Zugehörigkeit zur Musikabteilung ist an besondere Voraussetzungen nicht gebunden. Die
Angehörigen der Musikabteilung müssen ihren Wohnsitz nicht in der Stadt Neustadt a. Rbge.
haben. Sie müssen keinen Einsatzdienst leisten.

(3) Über die Aufnahme entscheidet das Ortskommando.

§ 15
Angehörige der Ehrenabteilung

Feuerwehrmitglieder und sonstige Einwohner der Stadt, die sich besondere Verdienste um den kom-
munalen Brandschutz und die Hilfeleistung erworben haben, können auf Vorschlag des Ortskomman-
dos nach Anhörung der Stadt und der Stadtbrandmeisterin/des Stadtbrandmeisters durch die Mit-
gliederversammlung zu Ehrenmitgliedern der Freiwilligen Feuerwehr ernannt werden.

§ 16
Fördernde Mitglieder

Die Feuerwehr kann fordernde Mitglieder aufnehmen; über die Aufnahme entscheidet das Ortskom-
mando.

§ 17
Rechte und Pflichten

(1) Die Angehörigen der Einsatzabteilung sind verpflichtet, die ihnen übertragenen Aufgaben ge-
wissenhaft auszuführen. Sie haben die von ihren Vorgesetzten im Rahmen der Aufgaben der
Feuerwehr gegebenen Anordnungen zu befolgen. Angehörige der Einsatzabteilung, die aus
persönlichen Gründen vorübergehend an der Teilnahme am Einsatz- und Ausbildungsdienst
verhindert sind, können auf Antrag durch die Ortsbrandmeisterin/den Ortsbrandmeister be-
fristet beuriaubt werden. Während der Dauer der Beurlaubung ruhen die Rechte und Pflich-
ten als Angehörige/Angehöriger der Einsatzabteilung.



(2) Die Mitglieder in der Kinder- und Jugendabteilung sollen an dem für sie vorgesehenen
Übungsdienst und sonstigen Veranstaltungen teilnehmen. Sie haben die im Rahmen der Auf-
gaben der Kinder- und Jugendfeuerwehr gegebenen Anordnungen zu befolgen.

(3) Jedes Mitglied hat die ihm überlassenen Bekleidungs- und Ausrüstungsgegenstancle sowie
die Geräte pfleglich und schonend zu behandeln. Bei vorsätzlicher und grob fahrlässiger Be-
schädigung von Bekleidungs- und Ausrüstungsgegenständen sowie von Geräten kann die
Stadt den Ersatz des entstandenen Schadens verlangen. Dienstkleidung darf außerhalb des
Dienstes nicht getragen werden.

(4) Mitglieder, die Feuerwehrdienst verrichten, sind nach den gesetzlichen Bestimmungen un-
fallversichert. Jedes Mitglied ist verpflichtet, die „Unfallverhütungsvorschriften für Feuer-
wehren" zu beachten. Tritt ein Unfall im Feuerwehrdienst ein, so ist dies unverzüglich - spä-
testens binnen 48 Stunden — über die Ortsfeuerwehr der Stadt zu melden. Dies gilt auch für
Erkrankungen, die erkennbar auf den Feuerwehrdienst zurückzuführen sind.

(5) Stellt ein Mitglied fest, dass ihm während des Feuerwehrdienstes ein Schaden an seinem pri-
vaten Eigentum entstanden ist, so gilt Absatz 4 Satz 3 entsprechend.

§ 18
Verleihung von Dienstgraden

(1) Dienstgrade dürfen an Angehörige der Einsatzabteilung unter Beachtung gesetzlichen Vor-
schriften verliehen werden.

(2) Die Verleihung eines Dienstgrades innerhalb der Ortsfeuerwehr bis zum Dienstgrad „Erste
Hauptfeuerwehrfrau oder Erster Hauptfeuerwehrmann" vollzieht die Ortsbrandmeiste-
rin/der Ortsbrandmeister auf Beschluss des Ortskommandos. Die Verleihung bedarf der Zu-
stimmung der Stadtbrandmeisterin/des Stadtbrandmeisters. Verleihungen ab Dienstgrad
„Brandmeisterin oder Brandmeister" vollzieht die Stadtbrandmeisterin/der Stadtbrandmeis-
ter auf Beschluss des Ortskommandos. Die Verleihung eines Dienstgrades an Funktionsträger
der Stadtfeuerwehr vollzieht die Stadtbrandmeisterin/der Stadtbrandmeister auf Beschluss
des Stadtkommandos. Die Urkunden werden durch die Bürgermeisterin/den Bürgermeister
und die Stadtbrandmeisterin/den Stadtbrandmeister ausgefertigt.

§ 19
Beendigung der Mitgliedschaft

(1) Die Mitgliedschaft endet durch:
a) Austrittserklärung
b) Richterspruch, wenn dadurch die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter verloren

wurde
c) Auflösung der Freiwilligen Feuerwehr
d) Aufgabe des Wohnsitzes oder des ständigen Aufenthaltes in der Gemeinde bei Angehöri-

gen der Einsatzabteilung
e) Wegfall der regelmäßigen Verfügbarkeit bei Doppelmitgliedern
f) Ausschluss

(2) Die Mitgliedschaft in der Freiwilligen Feuerwehr endet für die Mitglieder der Kinderfeuer-
wehr darüber hinaus
a) mit der Auflösung der Kinderfeuerwehr



b) mit der nach Vollendung des zehnten Lebensjahres möglichen Übernahme als Mitglied
der Jugendfeuerwehr, spätestens jedoch mit Vollendung des 12. Lebensjahres.

(3) Die Mitgliedschaft in der Freiwilligen Feuerwehr endet für die Mitglieder der Jugendfeuer-
wehr über Absatz 1 hinaus
a) mit der Auflösung der Jugendfeuerwehr
b) mit der nach Vollendung des 16. Lebensjahres möglichen Übernahme als Angehöriger

der Einsatzabteilung, spätestens jedoch mit Ablauf des Kalenderjahres, in dem die/der
Jugendliche das 18. Lebensjahr vollendet.

(4) Der Austritt aus der Freiwilligen Feuerwehr kann mit einer Frist von einem Monat zum Vier-
teljahresende erfolgen; der Austritt ist gegenüber der Ortsfeuerwehr spätestens einen Mo-
nat vor dem Vierteljahresende schriftlich zu erklären.

(5) Angehörige der Einsatzabteilung sind aus der Einsatzabteilung zu entlassen, wenn sie sich in
der Probezeit nicht bewähren oder gesundheitlich nicht mehr geeignet sind. Sie können in
eine andere Abteilung der Freiwilligen Feuerwehr übernommen werden, wenn sie die Vo-
raussetzungen für eine Zugehörigkeit zu dieser Abteilung erfüllen.

(6) Mitglieder der Freiwilligen Feuerwehr können aus der Freiwilligen Feuerwehr ausgeschlossen
werden, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. Ein wichtiger Grund liegt insbesondere dann vor,
wenn ein Mitglied:
a) wiederholt ihre/seine Pflicht zur Teilnahme am Einsatz- und Ausbildungsdienst verletzt
b) wiederholt fachliche Weisungen der Vorgesetzten nicht befolgt
c) die Gemeinschaft innerhalb der Feuerwehr durch ihr/sein Verhalten erheblich stört
d) das Ansehen der Feuerwehr, der Stadt oder ihrer Mitarbeiter geschädigt hat
e) rechtskräftig zu einer Freiheitsstrafe von mehr als einem Jahr verurteilt worden ist
f) innerhalb oder außerhalb der Freiwilligen Feuerwehr durch Äußerungen oder tatsächli-

che Handlungen zu erkennen gibt, dass sie/er die freiheitlich demokratische Grundord-
nung nicht anerkennt.

(7)

(8)

Über die Einleitung eines Verfahrens zum Ausschluss aus der Freiwilligen Feuerwehr be-
schließt entweder das Ortskommando oder von Amts wegen die/der Hauptverwaltungsbe-
amte. Das Verwaltungsverfahren wird durch die Stadt geführt. Vor der Entscheidung über
den Ausschluss aus der Freiwilligen Feuerwehr ist dem Stadtkommando, der/dem Betroffe-
nen und soweit das Verfahren durch die/den Hauptverwaltungsbeamten eingeleitet wurde
auch dem Ortskommando Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Die Ausschlussverfü-
gung wird von der Stadt erlassen.

Angehörige der Einsatzabteilung und Mitglieder der Kinder- oderJugendfeuerwehr können,
wenn gegen sie ein Ausschlussverfahren eingeleitet wurde, von der Ortsbrandmeisterin/dem
Ortsbrandmeister oder der/dem Hauptverwaltungsbeamten der Stadt Neustadt am Rbge. bis
zur Entscheidung über den Ausschluss suspendiert werden.

(9) Die Beendigung der Mitgliedschaft eines Angehörigen der Einsatzabteilung hat die Ortsfeuer-
wehr über die Stadtbrandmeisterin/den Stadtbrandmeister der Stadt schriftlich anzuzeigen.

(10)Im Falle des Ausscheidens eines Mitgliedes der Freiwilligen Feuerwehr sind innerhalb einer
Woche Dienstkleidung, Dienstausweis, Ausrüstungsgegenstände und alle sonstigen zu
Dienstzwecken zur Verfügung gestellten Gegenstände bei der Ortsfeuerwehr abzugeben. Die
Ortsfeuerwehr bestätigt dem ausscheidenden Mitglied den Empfang der zurückgegebenen
Gegenstände und händigt ihm eine Bescheinigung über die Dauer der Mitgliedschaft und den
Dienstgrad aus.



(11)Werden zu Dienstzwecken zur Verfügung gestellte Gegenstände nach Absatz 10 Satz 1 von
dem ausgeschiedenen Mitglied trotz schriftlicher Aufforderung nicht zurückgegeben, kann
die Stadt den Ersatz des entstandenen Schadens bis zur Höhe der Wiederbeschaffungskosten
verlangen.

§ 20
Inkrafttreten

(1) Diese Satzung tritt arn (...) in Kraft.

(2) Zum gleichen Zeitpunkt tritt die Satzung der Freiwilligen Feuerwehr der Stadt Neustadt a.
Rbge. vom 02.02.1995 außer Kraft.

Neustadt a. Rbge., den 09.09.2026

Stadt Neustadt a. Rbge.
Der Burgermeister

Dominic Herbst



Anfrage gemäß § 56 Satz 2 NKomVG — Kommunales H itzeschutzkonzept

Sehr geehrter Herr Bürgermeister,

gemäß § 56 Satz 2 NKomVG bitte ich um Beantwortung der folgenden Fragen:

1. Verfügt die Stadt Neustadt am Rübenberge über ein kommunales Hitzeschutzkonzept

oder wird ein solches derzeit erarbeitet?

2. Falls nein, aus welchen Gründen wurde bislang kein Hitzeschutzkonzept erstellt?

3. Welche Maßnahmen werden bereits zum Schutz besonders hitzegefährdeter

Personengruppen (z. B. ältere Menschen, Kinder, Menschen mit Vorerkrankungen)

umgesetzt?

4. Welche öffentlichen Gebäude stehen bei Hitze ats kühle Aufenthaltsorte zur Verfügung?

5. Welche Abstimmungen bestehen mit der Region Hannover hinsichtlich eines regionalen

oder kommunalen Hitzeschutzkonzeptes?

6. Welche Förderprogramme für Maßnahmen der Klimaanpassung und des Hitzeschutzes

wurden in den vergangenen fünf Jahren beantragt oder genutzt?

7. 1st ein politischer Beschluss notwendigpm ein kommunales Hitzeschutzkonzept zu

erstellen ?

Harald Baumann

SPD Fraktionsvorsitzender Neustadt, den 02.07.2026



 
   

 
 
 

   
 
 

Beantwortung der Anfrage Kommunales Hitzeschutzkonzept der SPD vom 02.07.2025 
 
 
1. Verfügt die Stadt Neustadt am Rübenberge über ein kommunales Hitzeschutzkonzept oder 
wird ein solches derzeit erarbeitet? 
 
Hitzeaktionspläne sind Teil der Klimaanpassungskonzepte. Alle Landkreise, kreisfreien Städte 
sowie die Landeshauptstadt Hannover, die Stadt Göttingen und die Region Hannover sind 
verpflichtet, bis zum 31.12.2028 ein Klimaanpassungskonzept zu erstellen und zu 
beschließen. Ziel ist es, Risiken wie Hitze, Starkregen oder Dürre frühzeitig zu erkennen und 
geeignete Maßnahmen zu planen. Die Region Hannover hat die zugehörigen Kommunen 
intensiv an der Bearbeitung beteiligt. Die Stadt Neustadt am Rübenberge gehört zu den 
Kommunen, die sich am stärksten eingebracht haben. Auf Basis des fertiggestellten 
Klimaanpassungskonzepts können eigene kommunenscharfe Konzepte erstellt werden. Diese 
sind nicht gesetzlich verpflichtend aber Voraussetzung für die meisten 
Fördermittelprogramme. 
 
2. Falls nein, aus welchen Gründen wurde bislang kein Hitzeschutzkonzept erstellt? 
 
Es wird auf die Fertigstellung des Klimaanpassungskonzepts der Region gewartet, um das 
kommunenscharfe Konzept angepasst aufbauen zu können. Die Nutzung des 
Regionskonzeptes als Grundlage gewährleistet nicht nur ein abgestimmtes Handeln, es 
reduziert den Arbeitsaufwand und damit die benötigten Personalressourcen in der Kommune 
deutlich. 
 
3. Welche Maßnahmen werden bereits zum Schutz besonders hitzegefährdeter 
Personengruppen (z. B. ältere Menschen, Kinder, Menschen mit Vorerkrankungen) 
umgesetzt? 
 
Bislang beschränken sich die Maßnahmen zum Hitzeschutz hauptsächlich auf die Bewerbung 
der Seite „Hitze in der Region Hannover“ und Auslage der dazugehörigen Flyer sowie der 
Errichtung eines öffentlichen Trinkwasserbrunnens auf dem Rathausvorplatz. Die 
Veröffentlichung einer eigenen Liste an „Orten zum Abkühlen“ ist in Planung. 
 
Die Maßnahmen zur Klimaanpassung beschränken aber sich nicht auf den Bereich 
Hitzeschutz. Weiter Maßnahmen befassen sich etwa mit Wassermengenmanagement, 
Starkregenrisikomanagement, Hochwasser, Bodenerosion, Anpassung von Pflanzenarten bei 
Neubepflanzungen sowie dem klimagerechten Waldumbau. 
 
4. Welche öffentlichen Gebäude stehen bei Hitze als kühle Aufenthaltsorte zur Verfügung? 
 
Die Karte „Orte zum Abkühlen“ der Region Hannover (https://www.hannover.de/Media/01-
DATA-Neu/Karten/Region-Hannover/Orte-zum-Abkühlen) ist leider nicht gut 
zusammengestellt worden. Die Stadtverwaltung ist dazu in Kommunikation und hat deshalb 
außerdem eine eigene Liste erstellt. Eine Veröffentlichung ist geplant, muss aber vereinzelt 
noch geklärt werden, weil es sich nicht ausschließlich um kommunale Liegenschaften handelt. 
Sobald sie veröffentlicht werden kann, werden wir wieder informieren. 
 

https://www.hannover.de/Media/01-DATA-Neu/Karten/Region-Hannover/Orte-zum-Abk%C3%BChlen
https://www.hannover.de/Media/01-DATA-Neu/Karten/Region-Hannover/Orte-zum-Abk%C3%BChlen


 
   

 
 
 

   
 
 

5. Welche Abstimmungen bestehen mit der Region Hannover hinsichtlich eines regionalen 
oder kommunalen Hitzeschutzkonzeptes? 
 
Siehe oben. 
 
6. Welche Förderprogramme für Maßnahmen der Klimaanpassung und des Hitzeschutzes 
wurden in den vergangenen fünf Jahren beantragt oder genutzt? 
 
Im Bereich der Klimaanpassung werden etwa bei Bepflanzungen und ähnlichem jedes Mal die 
Möglichkeit auf Förderung geprüft. Darüber hinaus wurde das Starkregenrisikomanagement 
mit 40.000 Euro aus der Förderrichtlinie zur Klimafolgenanpassung der Region Hannover 
gefördert, das Pilotprojekt wurde in der Folge als „Klimaschutz-Leuchtturm“ im Wettbewerb 
Klima kommunal 2022 ausgezeichnet, das Preisgeld betrug 10.000 Euro. Für größere 
investive Maßnahmen im Bereich Klimaanpassung und Hitzeschutz ist ein eigenes 
kommunenscharfes Klimaanpassungskonzept notwendig. 
 
7. Ist ein politischer Beschluss notwendig, um ein kommunales Hitzeschutzkonzept zu 
erstellen? 
 
Wenn ein eigenes kommunenscharfes Konzept – etwa für die Einwerbung von Fördermitteln – 
erstellt werden soll, muss dieses auch politisch beschlossen werden. 
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